
 
 

 

 

An 

Bundesministerin Frau Julia Klöckner 

Vorsitzende der Bundestagsfraktionen 

Tierschutz- und agrarpolitische Sprecher der Bundestagsfraktionen 

 

 

23. Juni 2020 

 

Borchert-Empfehlungen sind ein Schlag ins Gesicht für den Tierschutz und 

die Rechtsstaatlichkeit 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

in den vergangenen Tagen hat die Bundesregierung signalisiert, den 

„Empfehlungen des Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung“ unter der 

Leitung des früheren Landwirtschaftsministers Jochen Borchert zu folgen.  

 

Obwohl die Empfehlungen einige der größten Missstände in der 

tierhaltenden Agrarwirtschaft in Deutschland klar benennen, sind die 

Lösungsvorschläge aus Tierschutzsicht eine große Enttäuschung, denn sie 

signalisieren der Branche ein „Weiter so“ auf Jahrzehnte hinaus.  

 

Weil die Empfehlungen nicht geeignet sind, die Situation der Tiere in der 

deutschen Agrarindustrie entscheidend zu verbessern und der eigene 

Anspruch des Kompetenznetzwerks, eine „breite gesellschaftliche 

Akzeptanz“ zu erzielen, nicht erfüllt werden kann, erwarten wir von Ihnen, 

das Konzeptpapier in dieser Form abzulehnen und komplett zu 

überarbeiten und zu verschärfen. 

 

Seit Jahrzehnten verstößt ein Großteil der tierhaltenden deutschen 

Landwirte mit Rückendeckung durch Teile der Politik nahezu 

flächendeckend gegen Gesetze und Verordnungen sowie höchstrichterliche 

Rechtsprechungen, wie etwa bei der Haltung von Sauen in zu engen 

Kastenständen, dem millionenfachen Vergasen von Küken, der dauerhaften 

Anbindehaltung von Kühen oder der Amputation von Körperteilen, um die 

Tiere an die Haltungssysteme anzupassen. Wasservögel werden ohne 

Wasserfläche gehalten, qualgezüchtete Puten brechen teilweise unter 



 
 

 

 

ihrem eigenen Körpergewicht zusammen und Untersuchungen an 

Schweinen in Tierkörperbeseitigungsanlagen belegten, dass ein Großteil 

der Tiere zu Lebzeiten länger anhaltende und erhebliche Leiden ertragen 

musste. Diese Aufzählung ließe sich über mehrere Seiten fortführen.  

 

Dieses milliardenfache skrupellose und verabscheuungswürdige Tierleid 

muss sofort und ohne jede weitere Übergangsfrist von Ihnen beendet 

werden. 

 

Eine weitere Sanktionierung dieser immensen und systematischen 

Quälereien in deutschen Ställen in Form einer 20-jährigen Übergangsfrist, 

die auf Freiwilligkeit basiert und an deren Ende mit der für alle Tierhalter 

angestrebten „Stufe 2“ völlig unzureichende, allenfalls als marginal zu 

bezeichnende Verbesserungen stehen, wäre nicht nur ein Schlag ins 

Gesicht für die Tiere und den Tierschutz, sondern auch für die 

Rechtsstaatlichkeit.  

 

Vor wenigen Tagen kritisierte Prof. Dr. Steffen Augsberg, Sprecher der 

Arbeitsgruppe ´Tierwohl´ des Deutschen Ethikrates, die Bundesregierung 

scharf für ihre Tierschutzpolitik und betonte:  

 

„Ich kenne kein einziges Rechtsgebiet, in dem so 

 heuchlerisch vorgegangen wird wie im Tierschutzrecht.“ 

 

Eine Zustimmung zu den Borchert-Empfehlungen würde diese Heuchelei 

sowie die seit vielen Jahren angewandten illegalen Praktiken im Rahmen 

einer für die Agrarlobby typischen Verzögerungstaktik fortbestehen lassen. 

Dies darf nicht geschehen.  
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Harald Ullmann 

Vorstand 

PETA Deutschland e.V.  

E-Mail: HaraldU@peta.de  
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